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Preußiſche Geſczſammlung 


Jahrgang 1923 Nr. 55. 


Inhalt: Verordnung über die anderweitige Feſtſetzung von Geldbezuͤgen aus Altenteilsverträgen und von Verſorgungsanſprüchen 


bei Stammgütern und Familienfideikommiſſen, S. 433. — Verordnung über Erhebung von Verzugs und Stundungs- 
zuſchlägen bei Staats- und Gemeindeabgaben, S. 435. — Erlaß des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend 


Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 und vom 
3. März 1913, S. 486. SER 


(Nr. 12631.) Verordnung über die anderweitige Feſtſetzung von Geldbezügen aus Altenteilsverträgen und von 
Verſorgungsanſprüchen bei Stammgütern und Familienfideikommiſſen. Vom 8. September 1923. 


Auf Grund der den oberſten Landesbehörden durch das Reichsgeſetz über die anderweitige Feſtſetzung von 
Geldbezügen aus Altenteilsverträgen vom 18. Auguſt 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 815) erteilten Ermächtigung 


8 427 
Entfprechend den veränderten Verhältniſſen können, ſoweit dies der Billigkeit entſpricht, anderweitig 
feſtgefetzt werden? n emen; ur a e eee, ee a 
a) wiederkehrende Geldfetitungen aus einem mit der Überlaſſung eines Grundſtücks in Verbindung 
ſtehenden Altenteilsverkrage (Leibgedings., Leibzuchts⸗ oder Auszugsvertrage); 

bp) Verſorgungsanſprüche, welche einzelnen Familienmitgliedern gegenüber den Inhabern von bereits 
aufgelöſten oder in der Auflöſung begriffenen Stammgütern - (Hausvermögen) und Familien⸗ 
fideikommiſſen entweder nach dem noch geltenden früheren Rechte aus Geſetz, Satzung oder Vertrag 
zulſtehen oder im Zuſammenhange mit der Auflöſung der gebundenen Familiengüter begründet 

worden ſind. 177 


wird verordnet, was folgt: 


— 


— 


Die anderweitige Feſtſetzung ſoll nach Möglichkeit in der Form erfolgen, daß die Geldleiſtung in eine 
Naturalleiſtung umgewandelt oder in dem Werte einer Menge von Naturalerzeugniſſen ausgedrückt wird 
(Naturalwertreute). 


83 
RR. I. 
Soweit Naturalleiſtungen aus einem Altenteilsvertrage nachträglich in wiederkehrende Geldleiſtungen 
umgewandelt ſind, findet § 1 enlſprechende Anwendung.“ f a 5 


i 8 84. a 

Iſt für Geldleiſtungen der im § 1 oder 3 bezeichneten Art ein dingliches Recht au einem Grundſtücke 
beſtellt, fo kann auch dieſes Recht nach Maßgabe des § 1 erweitert werden. 

Iſt der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks nicht zugleich der aus dem Vertrage perſönlich Verpflichtete, 
ſo kann die Erweiterung des dinglichen Rechtes höchſtens in dem Verhältnis erfolgen, in dem ſich feit dem 
Erwerbe des Grundſtücks durch den derzeitigen Eigentümer die Geldſumme, welche den Wert des Grundſtlicks 
ausdrückt, infolge der allgemeinen Geldentwertung erhöht hat. 

Die Erweiterung iſt an der nächſtbereiten Stelle im Grundbuch einzutragen. 

Die Vorſchrift des Artikels 6 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetz über die Zwangs- 
verſteigerung und Zwangsverwaltung vom 23. September 1899 (Geſetzſamml. S. 291) gilt auch für die 
Erweiterung, wenn fie im Grundbuch eingetragen iſt. BEIDE 


Geſetzſammlung 1923. (Nr. 1263112633.) 9 028 0 
Ausgegeben zu Berlin den 20. September 1923. 
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Der Antrag auf anderweitige Feſtſetzung iſt zuläſſig für das zur Zeit ſeiner Einreichung. laufende Jahr 


und für die ſpätere Zeit. Als Jahr im Sinne dieſer Vorſchrift gilt das für das betreffende Rechtsverhältnis 


beſtimmte und in Ermangelung eines ſolchen das Kalenderjahr. 


8 6 
8 „ 
Zuſtändig für die Entſcheidung iſt: 
a) in den Fällen des § 1 Buchſtabe a BE 
das Amtsgericht, in deſſen Bezirk das von dem Altenteiler überlaſſene Grundſtück ganz oder 
zum größten Teile liegt, und auf Rechtsbeſchwerde das Landgericht / RE 
p) in den Fällen des § 1 Buchſtabe b „55 : 5 
das für die Auflöſung des Familienguts zuſtändige Auflöſungsamt und auf ſofortige Beſchwerde 
das Landesamt für Familiengüter. 


87 | Sa 
Die Entſcheidung erfolgt in einem Einigungsverfahren. Für dieſes gelten entſprechend: 
a) bei Altenteilsanſprüchen 7 Nr nt 
die 88 11 Abs 4,44 bis 46 der Preußiſchen Pachtſchutzordnung vom 27. September 1922 
u (Geſetzſamml. S. 287) mit der Maßgabe, daß dabei ausfallen 8 16 Abf. 3 Satz 1 und 2, 
§ 19 Abſ. 2, § 23 Abſ. 4 und im § 28 Abſ. 2 die Worte „wenn § 2 Abſ. 2 nicht beachtet 
ir. Der Vorſitzende kann das perſönliche Erſcheinen der Parteien anordnen. Bevollmächtigte 
haben ihre Vollmacht durch eine ſchriftliche Urkunde nachzuweiſen; wegen der vorläufigen 
Zulaſſung gilt § 89 der Zivilprozeßordnung entſprechend; vor Nachreichung der Vollmacht 
df ine vollſtreckbare Ausfertigung, insbeſondere auch eines Vergleichs, nicht erteilt werden; 
bı bei Verſorgungsanſprüchen aus Stammgütern und Familienfideikommiſſen un 
die §§ 27 Abſ. 5, 28 Abs. 1 bis 11 und 29 Abf. 1 Satz 1 der Verordnung über die 
Z wangsauflöſung der Familiengüter und Hausvermögen (Zwangsauflöſungsverordnung) 
dom 19. November: 1920 (Geſetzkamml. S. 463) mit folgenden Maßgaben: Die Entſcheidung 
des Auflöſungsamts erfolgt nach, mündlicher Verhandlung. Sie iſt durch Verkündung 
bekanntzugeben. Gegenüber Beteiligten, die bei der Verkündung nicht gegenwärtig und 
nicht ordnungsmäßig vertreten ſind, erfolgt die Bekanntgabe durch Zuſtellung. Die Ent 
ſcheidung iſt ſchriftlich zu begründen, wenn eine Partei es binnen zwei Wochen ſeit der 
Bekanntgabe an ſie beantragt hat oder wenn Rechtsbeſchwerde eingelegt iſt. 


Vom Eingange des Ankrags ab kann die zuſtändige Behörde, ſoweit ſie das Beſtehen eines An⸗ 
ſpruchs für glaubhaft erachtet, die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des Auſpruchs auf Er⸗ 
weiterung des eingetragenen Rechtes anordnen; die Anordnung kann von Amts wegen und ohne mündliche 
Verhandlung erfolgen. Die Behörde kann das Grundbuchamt um die Eintragung erſuchen. 

Die Erweiterung des dinglichen Rechtes durch dee Behörde erſter Inſtanz gilt als Bewilligung der 
Eintragung einer entſprechenden Vormerkung. Die Behörde kann das Grundbuchamt um die Eintragung 
erſuchen. 2 

Soweit nach der rechtskräftigen Entſcheidung oder nach einem Vergleiche der durch die Vormerkung 
geſicherte Anſpruch entfällt, hat die Behörde das Grundbuchamt um die Löſchung einer gemäß Abſ. 1 Satz 2 
oder Abſ. 2 Satz 2 eingetragenen Vormerkung zu erſuchen. 

Die Koſten der Eintragung der Vormerkung und ihrer Löſchung gelten als Koſten des Verfahrens 
und werden erſt bei Erledigung der Angelegenheit durch rechtskräftige Entſcheidung oder durch Vergleich 
fällig. Die Beſtimmung im 8 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes bleibt außer Anwendung. i 
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Alber die Koſten des Verfahrens iſt nach billigem Ermeſſen zu eutſcheiden. Wird das Verfahren durch. 

einen Vergleich beendet, ſo iſt für die Inſtanz, in der er geſchloſſen wird, nur die Gebühr des § 36° Abſe 1 

Satz 2 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes zu erheben. Im übrigen gelten die Vorſchriften der Zivilprozeß⸗ 

ordnung und des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes über Koſten und Armenrecht entſprechend. e 
Der Wert des Streitgegenſtandes beſtimmt ſich nach § 10 Abſ. 2 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes. 


$ 10. 

Die in dem Verfahren abgeſchloſſenen Vergleiche ſind vollſtreckbar, die rechtskräftigen Entſcheidungen 
in Anfehung der Koſten. Auf die Zwäangsvollſtreckung finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 8885 f g ER 

Die rechtskräftig beſchloſſene oder durch Vergleich eingeräumte Erweiterung des dinglichen Rechtes gilt 
als Bewilligung der entſprechenden Eintragung im Grundbuche. § 8 Abſ. 4 gilt entſprechend. 


811 n 
l BR? 
Diefe Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung in Kraſt. Die Ausführung erfolgt durch 
den Juſtizminiſter. 


Berlin, den 8. September 1923. 


Der Juſtizminiſter. Der Finanzminister. Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten. 


1 am Zehnhoff. er SEN. Richter. i 


Wendorff. 


(Nr. 12632.) Verordnung über Erhebung von Verzugs⸗ und Stundungszuſchlägen bei Staats⸗ und Ge⸗ 
i | meindeabgaben. Vom 13. September 1923. 5 . A 


Auf Grund des § 6 Abſ. 1 und des $ 8 des Geſetzes zur Aupaſſung der Steuergeſetze an die Geldwert⸗ 
änderung vom 31. Juli 1923 en 361) und des Artikels III Ss 1 und 2 des Geſetzes zur 
Regelung verſchiedener Fragen des ommunglen Abgabenrechts vom 8. Auguſt 1923 (Geſetzſamml. S. 377), 
beide in der Faſſung der Verordnung des Staqatsminiſteriums zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geld⸗ 
wertänderung vom 1. September 1923 (Geſetzſamml. S. 415), wird folgendes beſtimmt: 


81. 

Der Zuſchlag, der nach § 6 des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung 
und nach Artikel III 8 des Geſetzes zur Regelung verſchiedener Fragen des kommunalen Abgabenrechts im 
Falle nicht, rechtzeitiger Entrichtung ſtaatlicher oder kommunaler Abgaben zu zahlen iſt (Verzugszuſchlag), Dr 
trägt für jeden auf den Zeitpunkt der Fälligkeit folgenden angefangenen halben Monat 400 vom Hundert 
des Rückſtandes. Als halber Monat gilt ein Zeitraum von 15 Tagen. Hat ein Monat mehr als 30 Tage, 
ſo wird der 31. Tag nicht gerechnet. Wird die Zahlung innerhalb der auf den Zeitpunkt der Fälligkeit 
folgenden Woche entrichtet, ſo wird ein Zuſchlag nicht erhoben. 8 


8 2. 

Der Stundungszuſchlag nach § 8 des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung 
und nach Artikel III § 2 des Geſetzes zur Regelung verſchiedener Fragen des kommunalen Abgabenrechts 
beträgt monatlich höchſtens 100 vom Hundert des geſtundeten Betrags. Wie hoch innerhalb dieſer Grenze 
der Zuſchlag zu bemeſſen iſt, richtet ſich nach der allgemeinen wirtſchaftlichen Lage und den beſonderen Um 
ſtänden des einzelnen Falles. i 


S. 27) mit Wirkung vom 20. Auguft 1923 an durchweg auf das 200 000fache erhöht. 


sr Bee 


Die zur Bewilligung der Stundung zuſtändige Behörde beſtimmt, ſofern ſie nicht zuſchlagfreie Stundung 
gewährt, bei Bewilligung der Stundung die Höhe des Juſchlags. a 9 

Bei Feſtſetzung des Stündungszuſchlags kann, ſofern nicht der Zuſchlag auf 100 vom Hundert monatlich 
beſtimmt wird, die Heraufſetzung des Zuſchlags für die Zukunft vorbehalten werden. 5 


Der Zuſchlag iſt zuſammen mit dem geſtundeten Betrage zu entrichten. 


8 3. : 
Dieſe Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. a 165 
Der Verzugszuſchlag nach § 1 wird von Inkrafttreten der Verordnung ab erhoben und zwar auch 
bei Zahlungen, die vor dieſem Tage fällig geworden ſind. Die Verpflichtung zur Zahlung eines für die 
Zeit bis zum 31. Auguſt 1923 verwirkten Verzugszuſchlags bleibt unberührt. ; 
Der Stundungszuſchlag nach § 2 kann bei allen Stundungen feſtgeſetzt werden, die nach Inkraftireten 


dieſer Verordnung bewilligt werden. 


Berlin, den 13. September 1923. RE, en ; 
a 5 Zugleich im Namen des Miniſters des Junern: 
Der Finanzminiſter. 1 
v. Nichter. 5 


(Nr. 12633.) Erlaß des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anderung des 
Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 
1905 (Geſetzſamml. S. 254) und vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. S. 27). Vom 25. Auguſt 1923. 


5 Auf Grund des § 3 des Geſetzes, betreffend die Dienftbezüge der Kreistierärzte, vom 24. Juli 1904 


(Geſetzzaamml. S. 169) werden im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Juſtizminiſter und dem Preußiſchen 
Finanzminiſter die Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 
15. Juni 1905 (Gefeßfamml, S. 254) und des dazu ergangenen Nachtrags vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. 

Ferner wird die Vorſchrift unter laufender Nr. 10 des Tarifs über die Gebühren der Kreistierärzte 
in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 254) vom 20. Auguſt 1923 ab wie 
folgt geändert: N f 


Schreibgebühren für Reinſchriften, ſofern der Veterinärbeamte ſie nicht ſelbſt anfertigt, für die 


Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchuittlich 15 Silben enthält, auch wenn die Herſtellung auf 
mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat, 45 000 Mark. Jede angefangene Seite wird voll gerechnet. 


Der Erlaß vom 16. Auguſt 1923, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte 


in gerichtlichen Angelegenheiten, wird mit Ablauf des 19. Auguſt 1923 aufgehoben. 


Berlin, den 25. Auguſt 1923. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft , Domänen und Forſten. 
H N f . Im Auftrage: 1 BETEN 


Artieus. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerel. 
Beſtellungen ſind an die Poſtaunſtalten zu richten. 


